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Samstag , dea 8 . November 191S 162. Jahrgang

KeUage rur Karlsruher Zeitung
Badischer Staatsanzeiger

Dolitiscke Neuigkeiten.
Voni parlamentarischen Illnterluchüngs -

auslchuh.
Zu Beginn der DonnerStags -Sitzung erklärte Graf Bernstorff

auf Befragen des Sachverständigen Gesandten v. Romberg ,daß die amerikanische Regierung den Inhalt der von Bernstorff
nach Berlin gesandten Depesche kannte, der allerdings der
Entente verheimlicht wurde . Ob das wirklich der Fall war ,läßt sich natürlich nicht beschwören . Die beabsichtigte Heim,
fahrt des Geheimrats Albert mit dem U-Boot «Deutschland"
scheiterte daran , daß die Gesellschaft sich keinen Unannehmlich,
leiten mit der amerikanischen Regierung aussetzen wollte.

In seinen Darlegungen über den U-Bootskrieg wies Admi»
ral Koch daraus hin, daß durch das U-Boot zum erstenmaldie Möglichkeit gegeben war , ohne Besitz der Seeherrschaftdie Axt an die englische Seeherrschast zu legen. Im Herbst
1816 war es immer klarer geworden, daß die physischen und
wirtschaftlichen Hilfsmittel vor allem auch die der Bundes¬
genossen Deutschlands, binnen absehbarer Zeit zur Neige
gehen würden rm ErschSpfungskrieg und in der Hungrblockade.^ Es blieb also nur die Wahl zwischen zwei Übeln, von denen
das eine der sichere Untergang war . Admiral v . Holtzendorffwar dev Ansicht , daß der Krieg auf dem Lande nicht mehr
gewonnen werden könne, außerdem verlangte die Oberste
HeeeSleitung die Unterstützung der Marine .

Auf die Frage des Vorsitzenden Warmuth , ob auch die
Oberste Heeresleitung davon unterrichtet war , daß die Wil .
sonsche FriedeuSaktio« von Deutschland angeregt wurde, undob sie dauernd auf dem Laufenden gehalten wurde , verwiesder frühere Reichskanzler v. Bethmann -Hollweg auf das Te¬
legramm des Kaisers am 1 . Okt. 1916 : „Graf Bernstorff istauf persönlichen Befehl Sr . Majestät des Kaisers angewiesen ,den Präsidenten Wilson zum Erlaß eines Friedensappellszu veranlassen." Aus den Akten wird festgestellt, daß nichtnur Gcneralfeldmarschall v . Hindenburg , sondern auch Lu-
bendorff unterrichtet war . Ein Telegramm Ludendorffs vom26 . Dezember 1916 besagt, daß trotz aller Friedensschalmeiender Krieg mit allen Mitteln fortgesetzt werde. Der frühereReichksanzler erklärte dazu ergänzend, daß die Skepsis der
Obersten Heeresleitung in die Politik Wilsons ungeheuerwar und so sich Ludendorffs Telegramm erklärt .

Nach Vereidigung des Staatssekretärs a. D . Helfferich wirdvon Admiral v? Capelle daraus verwiesen, daß eine genaueAngabe über die Zahl der zur Berfügung stehenden U-Boote
für alle jene, die nicht mitten drin standen, außerordentlichschwierig war , da wir verschiedene Typen hatten , solche, die
für den Torpedokvieg ausgerüstet und solche, die für den
Minenkrieg bestimmt waren .

Abg . Dr . Sinzheimer stellt fest, daß nach den Akten v. Beth¬mann -Hollweg monatelang kämpfen mußte, um zweifelsfreie
Auskunft über die U-Bootsfrage zu bekommen. Admiral v.
Holtzendorff stand auf dem Standpunkte , dazu fei er nicht
verpflichtet.

Über die Wirkungen des U-Bootkriegrs führte Admiral Koch
poch aus : Admiral von Holtzendorff war zu der Überzeugung
gelangt , daß der U-Bootkrieg England in fünf Monaten
niederzwingen würde . Wir hofften auch auf physische und
Moralische Wirkungen des U-Bootkrieges . Die U -Boote habenuns nicht im Stich gelaffen. Sie haben Ehr versenkt, alswir berichtet haben, und auch wirkungslos war der U-Boot-
krieg nicht , da nach dreimonatiger Dauer Admiral Sims zuJellikoe sagte, Deutschland würde den Krieg gewinnen . Die
englischen Schiffsverluste waren viermal so groß , als die eng¬lische Press« sie meldete. Anschließend bemerkte Admiral Koch,daß vom Admiralstabe die militärische Bedeutung eines Krie¬
ges mit Amerika niemals unterschätzt worden ist.

Abg. Dr . Cohn verweist auf die englische Angabe , wonachdie Ziffer der transportierten amerikanischen Mannschaften1806 060 gewesen sei .
Admiral v. Capelle : Von der Seekriegsleitung wurde immerdie Ansicht vertreten , daß der rücksichtslose U-Bootkrieg inner¬halb 6—6 Monaten eine Beendigung des Krieges herbei¬führen werde. Dieser Gedanke zieht sich durch alle Denk¬

schriften und Äußerungen und auch durch die Verhandlungenim Hauptausschuß.
Darauf wird die Fortsetzung der Vernehmung auf Freitag10H- Uhr vertagt .

Die Prämienanleihe .
Auf Grund des Gesetzes der Verfassunggebenden Natio -« alversamlung 8 2 vom 29. August 1919 und mit Zustimmungdes Zehnerausschuffes der Nationalversammlung ist der

Reichsfinanzminister ermächtigt worden, eine deutsche Spar -prämicnnnleihe im Betrage von fünf Milliarden Mark auf¬zulegen . Der Reichsfinanzminister hat dementsprechend an -
geordnet, daß die Anleihe vom Montag , den 10. Novemberbis Mittwoch, den 26. November, mittags 1 Uhr, aufgelegtwird und daß Zeichnungen durch Vermittlung jeder Bank,jedes Bankiers , jeder Sparkaffe und jeder Kreditgenossen¬schaft erfolgen können .

Hrurt Lisuers Bekenntnis zur Pflicht¬
erfüllung im Hrriege.

In der Münchener Zeitschrift. „Der Zwiebelfisch" wird einPrivatbrnef veröffentlicht, den der ermorderte bayerische Mi¬nisterpräsident und Führer der Unabhängigen, Kurt Eisner ,tm Februar 1915 an Wolfgang Heine geschrieben hat . überdie Brnnlliguug der Kriegskredite äußert « sich Eisner wiefolgt :
„ Ich stehe auf dem Standunkt der Erklärung der Parteivom 4. August. Ich bin der erste in der Partei gewesen, dervor dem Kriege als Redner in der Münchener Protestver -

sirmmlung unsere Haltung genau so präzisierte , wie sie injener Erklärung zum Ausdruck kam. Der Krieg war und istsüß «chch ein« Katastrophe in der njc. nast , ffrsttrgl f - ickkan » ; irgendwo müssen wir kämpfen, und da wir nun einmaldem Deutsche « Reich angehören, ist hier unser Platz .
haben unsere Pflicht zu tstu unabhängig von jederStimmung und Einsicht — und «ns unserer Haut z«l wehre».

Das war auch der Gehalt der Erklär ««, vom 4 . AugM . Sie
enthielt zweierlei: Die Bereitwilligkeit der Sozialdemokratie ,das Vaterland zu verteidigen und die Ablehnung der Verant¬
wortung .

"

Der „Volksfreund" bemerkt hierzu :
„Also Eisner trat dafür ein, daß wir mitkämpften und auchdie Mittel für den Krieg bewilligten. Er war aber dagegen,

daßs wir irgendwelche Verantwortlichkeit übernehmen . DaS
haben wir auch gar nicht getan. EiSner gilt bei den Unab-

.hängigen und sonstigen Radikalinski als ! eine revolutionäre
Autorität . WaS sagen die Herrschaften nun zu diesem Be.
kenntnis des Ermordeten ?"

Lur Linttellung des pertonenverkebrs .
Infolge der Stillegung der deutschen Bahnen vom 6. bis

16. November hat sich die deutsch« Lustreederei entschlossen ,
auf den Linien von Berlin nach Leipzig, Breslau , Hamburgund Warnemünde den Betrieb aufzunehmen . Wegen des
großen Mangels an Betriebsstoffen kann eS sich aber nur um
einen Verkehr in sehr beschränktem Ausmaß handeln . ES
werden lediglich Einzel - und Sonderflüge ausgeführt werden .

Die Eisenbahndirektion Mainz teilt mit, daß die Einstel¬
lung de» linksrheinische« Personenverkehr», da sie von der
Genehmigung des MarfchallS Foch abhängig sei, zunächst auf¬
geschoben werden müsse . Bei ihrer Durchführung werde es
keinesfalls gleich so weit gehen wie auf der rechtsrheinischen
Sette .

Die Politik der Schikane und des
Ironkurrenzneids .

Gegenüber den Bemängelungen der Ententenote wird of¬
fiziös u . a . daruf hingewiesen, daß der Eutentekommifsio «
1V 069 Lokomotiven und 279999 Waggon» porgeführt wurden ,unter denen sie die geforderte« 5999 Lokomotiven und 160 009
Waggons hätte auswähle « könne «. Ferner würden von den
Franzose « noch 12 999 deutsche Waggon» tm Elsaß zurück -
behklten , auf die Dentschland Anspruch habe. Auch die neue »
SchiffSfordernnge« der Entente habe« nur de« Zweck, jede»
wirtschaftliche Wiederaufleben Deutschland» zu verhindern ,und stehen in krassem Widerspruch zu allen Versicherungen,
daß man die deutsche Wirtschaft nicht vernichten wolle.

Der Ausdruck der nationalen Revolution
ln Ägypten .

Die Basler „Information " meldet aus Genf : das ägyptischeNationalkomitee berichtet, daß in Ägypten die Revolution
ausgebrochen sei . Das ägyptische Volk habe sich gegen seineUnterdrücker erhoben und sei im Begriffe, seine Freiheit zuerkämpfen . Aus alle« Teile« Ägyptens kommen Nachrichten,
daß der Kampf gegen die Engländer im Gange sei . Man seiim Begriffe , eine provisorische nationaläghptische Regierung
einzusetzen.

Waditcke Leitungsttirnmen .
Dip Kriese in der demokratischen Partei Badens .

Zu den neuerlichen Vorgängen in der demokratischen Partei
schreibt Landtagsabg . A. Weißmann dem „BolkSfreund" :
„ Neben Benedey haben nun auch die Abgg . Göhring , König und
Muser von der D .Dem . Fraktion des badischen Landtags ihreMandate niedergelegt. Durch die demokratische Presse erfährtman , daß es die Stellungnahme der Mehrheit der Fraktionzur Beschvffungszulage für die badischen Staatsangestelltenwar , welche die genannten Abgeordneten veranlaßt hat , der
Partei ihre Mandate zur Verfügung zu stellen. Schon bei den
Beratungen am Haushaltsausschusse zeigte es sich, daß sich we¬
gen der Beschaffungszulage keine einheitliche Stellung der demo¬
kratischen Fraktion erzielen ließ. Abg. König von Mannheimtrat gegen die Bewilligung aus und hat auch in einem Schrei ,ben an seine Fraktion erklärt , daß er die Finanzpolitik , zu wel¬
cher sich diese auch jetzt wieder in der Kammer bekannt , nichtmitmachen könne . Es schien, als ob König in der Tat die
Mehrheit der demokatischen Fraktion hinter sich habe, denn den
Standpunkt der Minderheit vertrat nur ein Mitglied der Frak¬tion . Im Laufe der weiteren Beratungen ! wurde dann aus
dieser Minderheit eine Mehrheit, die auch im Plenum für die
Bewilligung der Beschasfungszulage stimmte. Das war Spreng .Pulver für die demokratische Fraktion. Göhring und Königblieben der Mittwoch-Sitzung des Landtags fern , Muser und
Holdermann ! stimmten gegen die Beschaffungszulage . Am
nächsten Morgen fand eine Fraktionssihung statt und amSamstag früh wurde der Öffentlichkeit die Mandatsnieder¬
legung der Mitglieder Göhring, König und Muser bekannt ge¬geben. Die Zeit scheint gekommen , in welcher sich in dervon so vielen heterogenen Elementen durchsetzten demokr . Par¬tei die Geister scheiden müssen ! Die Trennung wird
sich vollziehen unter dem Rufe : Hie Demvkratie, hie Reaktion !Ein Teil der heutigen Demokraten Badens , . der früherenRechtsnationalliberalen , ist reif zur Aufnahme in die deutsch¬nationale Partei ; der andere, hoffentlich der größere Teil , mußsich für die wahre, die wirkliche Demokratie entscheiden . Mitden politischen Rezepten der König und Göhring, daß man so¬ziale Forderungen der Staatsangestellten glatt weg ablehnenmüsse , daß — nach Königs Bekenntnis in seinem Abschieds ,brief —, die Zeit der Nachgiebigkeit vorüber und die Zeit derAblehnung gekommen sei, kann man einen kranken Staat , wiedas gegenwärtige Deutschland, nicht heilen. Die badischen De.mokraten müssen sozial werden, soweit sie es nicht sind. Es istnicht angängig , daß wirtschaftliche Forderungen , wie es die derStaatsangestellten auf Bewilligung einer Beschaffungszulagewaren , jedesmal eine politische Krise bei den Demokraten her -aufbeschtvören. Darunter leiden die vielen und schweren Auf¬gaben, welche die derzeitige Koalitionsregierung auch in Badenzu erfüllen hat . Also : Scheidung der Geister, die noch rechtsneigen, und Kräftigung der wirklichen Demokratie in den demo-kratischen Kreisen Badens — das scheint uns die notwendigeLehre aus dieser Krise der einstmals stärksten Partei unseresengeren Heimatlandes zu sein . Die Sozialdemokratie steht die-ser Krise nicht mit schlecht verhehlter Schadenfreude gegenüber ;sie lwt aus vierlerlei Ursachen heraus gar kein Interesse an

einer tatsächlichen Schwächung der bürgelichen Demokratie Ba¬dens . Um so lauter darf sie daher Anspruch erheben, daß ihrRuf nach voller Klärung im demokratischen Lager und Aus¬
schaltung der reaktionären Elemente nicht ungehört verhallt ."

Parteitag der Deutsche « BolkSpartri.
In der „Badischen Post" schreibt Oberbürgermeister Dr .Most-Sterkrade u . a . folgendes:
„Der Leipziger Parteitag hat zunächstdie Existenzberechtigungder deutsch . Volkspartei durch das Gewicht der Taffachen er¬

wiesen. Er hat weiter eine Geschlossenheit u . Einigkeit in der Auf¬fassung gezeitigt, wie sie keiner der bisherigen großen Partei¬tage — man mag an den deutschi-nationalen , an den demo¬kratischen oder an den sozialdemokratischen Parteitag denke«— aufzuweisen gehabt hat . Die Hoffnungen, daß auch hierein rechter und ein linker Flügel gar bald einander in denHaaren liegen würden, müssen begraben werden. Einig warder ganze Parteitag in der Betonung der Selbständigkeit derPartei gegenüber allen Lockungen rechts und links. Kaum
irgend etwas hat stärkeren Beifall! gefunden als die pro¬grammatische Erklärung des Parteivorstandes , daß die
Deutsche Volkspartei nicht dara« denke, ihre Selbständigkeitd«rch Verschmelzung mit einer ailderru Partei aufzugebe»und daß , wer das Gegenteil behauptet, eine absichtliche Irre¬führung begehe. Gegenüber den Dentschnationalen zog d«
Parteiführer Dr . Streseman « deutlich die Grenzlinie , indemer hinwies auf das Fehlen eines festen Programms , auf das
Durcheinander der verschiedensten Strömungen , auf das Wet¬terwirken altkonservativer Gedanken bei der Deutschnational« »
Volkspartei . Ein freundnachbarliches Nebeneinander, solangees die praktische Politik zuläßt , sei ihr gegenüber eingenont-men, nicht minder aber ein unbedingtes Festhalten eigene«Selbständigkeit . Die Fronh gegenüber der Demokratische «Partei , deren gegenwärtige Führung einen so bedauerlichenMangel an nationaler Kraft, wirtschaftlicher Einsicht und
kraftvoller Zielsicherheit auftveist, wurde immer und immerwieder von Rednern aus den verschiedensten Landesteilenund Berufsgruppen betont. Mit Freuden wird der schon jetzteinsetzende Übergang demokratischer Wähler zur DeutschenBolkspartei begrüßt . Ihre Tore stheen jedem offen, der wahr¬haft national , liberal und sozial denkt . Von der Parier aberder neuen Maifeier , die wie eines ihrer führenden Organegssagt hat , im Anhängewagen der Sozialdemokratie fährt ,trennt sie allzu viel. -

Der Parteitag hat unzweideutig erklärt : An sich sehen wieals die beste Staatsform die Monarchie an ; aber höher alsdas deutsche Kaisertum steht uns das deutsch Volk . Wirstellen uns darum ehrlich und loyal auf den Boden de»tatsächlich Gegebenen , ertrage« die Republik als eine Taffache,an der wir zur , Zeit nichts ändern können ; wir streben zumEinheitsstaat ; wir hoffen auf Wiederkehr der Monarchie i«der Form eines wahren Bolkskaisertums, überlassen aber dieLösung der Frage Gott, Lrr Geschichte und derj wachsendenEinsicht der deutschen Nation.
Ich bin gewiß, daß die Deutsche Volkspartei ihren Wegbergauf geht ; daß sie mit ihrer Verbindung des nat -onalen ,des liberalen und des sozialen Gedankens eine geschichtlicheMission erfüllt ; daß ihre Einheit und Geschlossenheit eineWerbekraft in sich birgt , von der wir noch schönste Erfolgeerwarten können. Das Leipziger Parteiprogramm hat denRahmen dazu gespannt . In solchem Sinn « war der zweiteParteitag der Deutschen Volkspartei ein Ereignis von histori¬scher Bedeutung .

"
_

über die Jnseratensteuer
schreibt die „Lahrer Zeitung ":

„Der Entwurf des Umsatzsteuergesetzes sieht drei Staffeln,n der Umjatzbesteuerung vor. Nach - en Beschlüssen des 12.Steuerausschuffes in erster Lesung, die allerdings , wio alleParteien betonten , nur einen vorläufigen Charakter habensoll , ist als allgemeine Grundsteuer 1 )4 Prozent vorgesehen,Luxuswaren sollen mit 15 Prozent Umsatzsteuer belegt wer-den . Dazwischen schweben die Reklame, das Hotelgewerbe unddie Depositen. Für diese drei Zweige , die man ganz Willkür ,lich zusammengekoppelt hat, soll eine Umsatzsteuer von ISProzent festgesetzt werden. Damit werden diese drei Gruppestgewissermaßen zum Halbluxus gestempelt , ein-r Auffassung, dievolkswirtschaftlich in hohem Maße dilettantenhaft ist . In derersten Lesung des GeLtzes im Ausschuß bekämpfte der demo¬kratische Abgeordnete Mrschke die erhöhte Besteuerung der Re.ttame . Er wies dabei vor allem darauf hin, daß die Umsatz ,steuer in ihrem Gesamtertag beeinträchtigt werde , wenn mastdie Reklame durch eine hohe Besteuerung hemme . Das wich-tigite Mittel , die Umsätze zu steigern, sei nun einmall di«Reklame . Wsem an einem hohen Ertrag der Umsatzsteuer liege,der müsse die Reklame erleichtern . Gleickwohl sei die Zei»tungswelt und das Druckgewerbe bereit, die allgemeine Um¬satzsteuer von 1 Prozent zu tragen, und sie bekämpfen dieErhöhung in erster Linie aus allgemeinen Interessen heraus .Denn die Reklame dient nicht nur der Förderung der Umsätze ,sondern in hohem Maße auch der Wiederanfricke .rng und Er ^
starkung des Wirtschaftslebens wie der Belebung des Güter¬austausches .

Insbesondere die Zeitungen werden auch iwch von dem 8 44der Vorlage betroffen . Dieser bestimmt , daß bei Ausgabevon chiffrierten Inseraten , die Verkaufsangebote von Luxus -Waren betreffen , der Verleger oder Drucker verpflichtet fernsoll , die Namen der Auftraggeber den Umsahsteuerämtern be -könnt zu geben . Da keine Möglichkeit für die Zeitungen besteht,die Identität der Auftraggeber festzustellen , und da vielfachChifferannoncen sch-riflich durch die Post aufgegeben werden,wird hier nicht nur den Zeitungen eine ungeheure Arbeit auf¬gebürdet , sondern auch den Behörden. Wenn aber bei Aufgabeder Anzeigen die Namensangabe allgemein gefordert wird,dürfte diese Art der Anzeigen sehr bald rapid zurückgehen .Die Angebote wandern dann in die Winkelbörsen und Schie .
berkaffees , wo sie der behördlichen Kontrolle vollkommen ent¬
zogen sind. Schon heute geben die Ilmsatzsteuerämter Ver.
kaufsangeboten , die durch Chirferanzeige angepriesen Werden ,nach. Diese Quelle wird aber für die Zukunft verstopft , wennman die Auftraggeber von Chifferannoncen kopfscheu macht.Man kann nur hoffen, daß das Parlament bei der zweitenLesung der Umsatzsteuer diesen von demokratischer Seite vor-gebrachten Bedenken Rechnung trägt . Man wird damit a«meisten der Ertragfähigkeit der Umsatzsteuer selber dien« »."
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Gemäß ß 2 des Gesetzes vom 29. August 1919 (R . -G .-Bl . Seite 1491)

und mit Zustimmung des Zehner - Ausschusses der Nationalversammlung wird eine

» eiivrlle - kkSmlemiiWe
ISIS

im Betrage von 5 Milliarden Mk . hiermit laut untenstehenden Bedingungen zur öffentlich . Zeichnung aufgelegt
I . Die Höhe der Anleihe beträgt 5 Milliarden , rückzahlbar innerhalb von

80 Jahren laut Tilgungsplan (3 Milliarden während der ersten -40 Jahre und
L Milliarden während der letzten 40 Jahre ).

II . Me Anleihe wird in 5 Millionen Spar -Prännenstücken, das Stück zu
M . 1000, ausgegeben und ist in 5 Reihen, die mit llrt . v , L, O , D bezeichnet
werden, eingeteUt. Jede Reihe enthält 2500 Gruppen (von 1 bis 2500) und jede
Gruppe 400 Nummern (von 1 bis 400 ).

III . Die Anleihe gelangt unter folgenden Bedingungen zur Zeichnung:
1 . Für jedes Spar-Prämienstück von M . 1000 find als Gegenwert M . 500 in

5 °/o Deutscher Rrichsanlcihe mit Ziusscheine«, fällig am 1. April »der 1. Juli 1920 ,
zum Nennwert (siehe Ziffer 2 der uuteufteheude« Zeichnnnzsbedingnuge») und
W. 500 in bar eiuzuzahleu.

2 . Die Zuteilung erfolgt entsprechend der Höhe der Zeichnung ; jedoch werden
die kleinen Zeichnungen von 1 bis 5 Stück vorzugsweise berücksichtigt.

3 . Gewinnverlosungen finden zweimal jährlich am 2 . Januar und 1. Juli
ftatt (die erste Gewinnverlosung ausnahmsweise i« März 1920 , der nähere Zeitpunkt
Mich »och bekannt gegeben) ; bei jeder Gewinnverlosung werden 2S00 Gewinne im
Betrage von M . 25 000000 gezogen .

Gewinnplan r
5 Gewinne zu M . 1000000 M . 5000000
5 „ 500000 2500000
5 , 300000 1500000
5 K 200000 1000000

10 K 150000 1500000
20 » 100000 2000000
50 M 50000 3500000

100 25000 8500000
800 10000 2000000
300 5000 1500000
400 E 3000 1200000
400 E 2000 800000

1000 1000 1000000
8500 Gewinne M . 25000000

4 . Me Tilgungsauslosungen finden jährlich am 1 . Juli statt.
Auf jedes zweite getilgte Spar -Prämienstück entfällt ein mit den Jahre« wachsen¬

der Bonns von M . 1000 bis M . 4000 .
Tilgungsplanr

In den
Jahren

Tilgung Bonus Insgesamt
jährlichStückzahl

jährlich
Gesamtbe¬

trag jährlich Stückzahl
jährlich

im einzelnen Gesamtbe¬
trag jährlich

1920—1929 50000 50000 000 25 000 1000 25 000000 75 000000
1930—1939 75 OVO 75VOOOOO 37 500 1000 37 500000 112 800000
1940̂ -1949 100000 100000000 SO 000 1000 50000000 150000000
1950—1959 75000 75 OM 000 37 500 2000 75000000 1500(0000
1960- 1999 50000 50000000 25 000 4000 100000000 150000000

Ein jedes getilgte Spar -Prämienstück bekommt außerdem einen Zuschlag von ^
M . 50 für jedes verfloffeue Jahr. !

Die Gesamtzahl der Stücke, auf die ein Gewinn und Bonus entfällt , betragt ^

snmit 2S00000 , d . h. 58 "/, der Zahl der Spar -Prämienstücke. t

5. Ein mit einem Gewinn laut Gewinnplan gezogenes Spar -Prämienstück
nimmt auch an den spateren Gewinnziehungen bis zu feiner Tilgungsauslosung teil .

Die Auszahlung der laut Gewinnplan entfallenden Gewinne erfolgt unter
Abzug von 10 */ ,

K. Die Gewinne werde» 2 Monate nach der Gewinnverlosung (erstmalig jedoch
am 1 . April 1920 ), die Tilgungssummen , einschließlich der Zuschläge und deS Bonus ,
am 3S. Dezember j. I . gegen Vorlage des Stückes ausgezahlt .

7. Vom Beginn des 20. Jahres ab steht dem Besitzer des Stückes das Recht
zu, die Rückzahlung desselben jeweils zum Ende des JahreS bei Jnuehaltung der
Kündigungsfrist von einem Jahr zum Tilgungswerh d. h. zum Nennwert samt den
zustehenden Zuschlägen von M . 50 für jedes verflossene Jahr , unter Abzug von
10 "/ , zu verlangen .

Nückzahluttgstabelle
eines Stückes von M. 1000 bei Tilgung «rnb Kündigung .

«m» ««
Rück.

»chlm««» a»>«
Jahn
«rf-Igt

«i nivalgwig
Wenn Hk

M«-zahlnng
»in Sn»«
I-Igeoder

Jahr«
«rI»G

»a
Lvl»»g

Wenn Hk
swa-

»ahlung
am Sur«svlgenher

Ach««sstz»

h«i
Bigan- »a«NüiiM«,

1 1050 30 2500 2250 «0 4000 3600
s 1250 _ 35 2750 2475 SS 4250 3825

10 1500 — 40 3000 2700 70 4500 4050
IS 1750 — 45 3250 2925 75 4750 4L7S
so 2000 1800 SO 3500 3150 80 5000 —
2ö 2250 LÖSS SS 3750 3375

8. Sollte vor Ablauf vo» 10 Jahren eine neue gleichartige Spar -Prämie »-
anleihe zur Ausgabe gelangen , so haben di« Inhaber der Spar -Prämienstücke dieser
Anleche das Zeichnungsvorrecht .

Steuerbegünstigungen der Spar Prämienanleihe.
3.) Befreiung eines Besitzes bis zu 25 Stück vou der Nachlaßsteuer und

bezüglich derselben Stücke von der Erbanfallsteuer . Keine Nachlaß- oder
Erbanfallsteuer für die auf den Namen Dritter bei der Reichsbank oder
anderen vom Reichsminifter der Finanzen noch zu benennenden Stellen auf
5 Jahre und mehr oder auf Todesfall hinterlegten Stücke (bis 10 Stück für
jede einzelne dritte Person).

d ) Der Vermögenszuwachs, der sich aus dem Besitze der Anleihestücke
gegenüber dem bei der Erwerbung der Stücke anzunehmenden Vermögens¬
werte ergibt, unterliegt nicht der Besitzsteuer (Dermögenszuwachssteuer ).

Der Überschuß des Veräußerungswertes über den Tilgungswert bleibt
frei von der Kapitalertragssteuer .

c) Die dem Besitzer der Stücke auf Grund der vorstehenden Bestim¬
mungen unter III , 3, 4 zustehenden Leistungen sowie der aus dem Verkauf
der Stücke erzielte Gewinn unterliegen im Gewinnjahre weder der Ein¬
kommensteuer noch der Kapitalertragssteuer .

ch Bei jeder Art der Besteuerung werden die Prämienstücke bei ein«
Stückzahl bis zu 50 Stück höchsteus zum Nennwert , vom 20. Jahre ab -um
Kündigungswerte bewertet.

Zeichnungsbedingungen:
1 Annahmestelle«. ZeichnungSstellen find die Reichsbank und die im offiziellen Zeichnung ?» ,

Prospekt aufgeführteu Geldinstitute . Die Zeichnungen können ad« anch durch Bernnwung jeder I
vmck, jedes Bankiers , jeder Sparkasse und Kreditgenossenschaft erfolge». I

Zeichnungen werden >

m« MM. Sm IS. bk Mlttmtz. dm Ai. AmM ISIS. i
MUS IW .

entgegengenommen. Früherer Zeichnungsschluß bleibt Vorbehalte «.
8. Zetchuuugspreis . Der Preis für jedes Spar -Prämienstück beträgt M . 1000. Hiervon find

M. 500 in 5Deutscher Reichsanleihe zum Nennwert berechnet und M . 500 in bar zu
begleichen .

Die mit Januar — Juli -Zinsen auSgestatteten Reichsanlcihestücke find mit ZinS-
scheinen , fällig am 1 - Juli 1920, die mit April—Oktober-Zinsen auSgestatteten Stücke mit
ZinSscheinen, fällig am 1 . April 1920, einzureichen. Den Einlieferern voll 5 */, Reichs -
anleihe mit April—Oktober-Ziusscheinen werden auf ihre alten Anleihen Stückzinsen für
SV Tage --- iFs '/» vergütet -

8. Sicherheitsbestelluug . Bei der Zeichnung hat jeder Zeichner eine Sicherheit von 10 */, deS
gezeichneten Betrage » mit M. 100 für jedes Prämienstück i» bar zu hinterlege«.

Berlin , im November ISIS .

4- Mrteil ««g. Die Zuteilung findet tunlichst bald nach dem ZeichnungSschluh statt- Die Art
der Verteilung bestimmt das Reichsfinanzministerium .

5 . Bezahl ««- . Die Zeichner find verpflichtet , die zugeteilten Beträge bis zum 29. Dezember d . I .
zu begleichen . Die Bedeichung hat bei derjenigen Stelle zu erfolgen, be, der die Zeich-
uung angemeldet worden ist.

Sollen 5 °/. Schuldbuchforderungen zur Begleichung vertoendet werden , so ist sogleich
nach Erhalt der Zuteilung ei» Antrag auf Ausreichung von Schuldverschreibungen an die
Reichsschuldenverwaltung. Berlin 68 , Oranienftraße 92/94, zu richten. Der Antrag
muß einen auf die Begleichung der Spar -Prämienstücke hinweisenden Vermerk enthalten
und spätestens am 20. Dezember d . I - bei der Neichsschuldenverwaltung eingehen. Vor¬
drucke zu solchen Anträgen mit Formvorschriften sind bei allen Zcichnungs - und « er-
mittlungsstellen zu haben . Daraufhin werden Schuldverschreibungen, die nur zur Be¬
gleichung von Spar -Prämienstücken geeignet find, ohne Zinsbogen ausgereicht Die Aus¬
reichung erfolgt gebührenfrei und portofrei als Reichsdienstsache. Diese Schuldverschrei¬
bungen sind spätestens bis zum 20. März 1920 den in Absatz 1 genannten Zeichnungs.
oder Vermittlungsstellen einzureichen.

6. Ausgabe her Stücke. Die Ausgabe der Prämienstücke erfolgt im Februar 1920 ; Schuld-
buchgläubiger erhalten erforderlichenfalls bis zur ersten Gewinnverlosung im März n- J .
durch ihre Vermittlungsstellen Nummeruaufgabe . Zwischenscheine find nicht vorgesehen.

7. Umtausch der « rtegsa «leihen . Die Reichsbank wird , soweit möglich, unentgeltlich Stücke
von höherem Nennwert als M - 500 in kleine Stücke tauschen.

Reichsfinanzrninisterium
Anleihe - Abteilung .

Zeichnnna durch Vernlittlnna jeder Bank, jedes Bankiers, jeder Sparkasse nnd Kreditgenossenschaft .
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